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Vorlage Nr. 101.18.976 

 

 

Anpassung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Vereinigung der 

Ausländerabteilungen von Stadt und Landkreis Kassel an die gestiegenen 

Ausländerzahlen 

 

 

Berichterstatter/-in: Bürgermeisterin Ilona Friedrich 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Der Unterzeichnung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zur 1. Änderung 

der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über die Vereinigung der 

Ausländerabteilungen von Stadt und Landkreis Kassel vom 9. Juli 2007 in der 

beigefügten Fassung wird zugestimmt. 

 

Für die Jahre 2016 und 2017 wird rückwirkend einer pauschalierten 

Übergangslösung zugestimmt, nach der der Landkreis der Stadt einen 

Festbetrag in Höhe von 1.235.000 Euro pro Jahr zahlt. Diese Regelung gilt 

anteilig auch für 2018 bis zum Wirksamwerden der Vereinbarung.“ 

 

Begründung: 

 

In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 9. Juli 2007 war geregelt, dass 

über die Höhe des Budgets, welches der Stadt vom Landkreis zur Verfügung 

gestellt wird, neu zu verhandeln ist, wenn die Zahl der Ausländerinnen und 

Ausländer mit Hauptwohnsitz im Landkreisgebiet um mehr als 20 % steigt oder 

sinkt. Aufgrund der seit 2015 deutlichen Entwicklung der Flüchtlingszahlen 

übersteigen die Ausländerzahlen diesen Anteil. 

 

Basisgröße aus 2007            9.500 Personen 

Durchschnitt in 2016   rd. 15.000 Personen 

Durchschnitt in 2017   rd. 16.000 Personen 

 

Das Bürgeramt hat deshalb in 2016 Verhandlungen mit dem Landkreis Kassel 

aufgenommen, um zunächst eine Erhöhung der Pauschale und im zweiten Schritt 

eine Neuregelung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung abzustimmen. Der 

neuen Dynamik im Bereich der Zuwanderung soll ab 2018 durch Umstellung der 

Abrechnung von festen Budgets auf eine Spitzabrechnung Rechnung getragen 

werden. Die neue Vereinbarung wird mit dem Tag nach der Bekanntmachung 

wirksam. 
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2 von 2 Für die Jahre 2016 und 2017 sowie für den Zeitraum bis zur Bekanntmachung in 

2018 wurde eine pauschale Erstattung auf der Basis des bestehenden 

Berechnungsmodells mit dem Landkreis abgestimmt. Ziel war es, den Zeitraum bis 

zur Änderung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung in der Gesamtsicht der 

Jahre kostendeckend zu gestalten.  

 

Der Magistrat hat diese Vorlage in seiner Sitzung am 11.06.2018 beschlossen. 

 

 

 

i. V. Ilona Friedrich 

Bürgermeisterin 




